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treten dieses Vertrages möglich ist, können Übergangslösungen 
angewandt werden. Bis zur rechtlichen Integration der Agrar- 
und Ernährungswirtschaft der Deutschen Demokratischen Re­
publik in den EG-Agrarmarkt sind bei sensiblen Agrarerzeugnis­
sen im Handel zwischen den Vertragsparteien spezifische men­
genmäßige Regelungsmechanismen möglich.

(3) Unbeschadet der Maßnahmen nach Artikel 14 wird die 
Deutsche Demokratische Republik im Rahmen der haushaltspo­
litischen Möglichkeiten während einer Übergangszeit den in der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft erforderlichen strukturellen 
Anpassungsprozeß zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Betriebe, zur umweit- und qualitätsorientierten Produktion 
sowie zur Vermeidung von Überschüssen durch geeignete Maß­
nahmen fördern.

(4) Über die konkrete Ausgestaltung der in den Absätzen 2 
und 3 genannten Maßnahmen verständigen sich die Regierun­
gen der Vertragsparteien.

Artikel 16 

Umweltschutz

(1) Der Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen, Boden, 
Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie von Kultur- und son­
stigen Sachgütern vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist be­
sonderes Anliegen beider Vertragsparteien. Sie lassen sich dabei 
von dem Vorsorge-, Verursacher- und Kooperationsprinzip lei­
ten. Sie streben die schnelle Verwirklichung einer deutschen 
Umweltunion an.

(2) Die Deutsche Demokratische Republik trifft Regelungen, 
die mit Inkrafttreten dieses Vertrags sicherstellen, daß auf ih­
rem Gebiet für neue Anlagen und Einrichtungen die in der Bun­
desrepublik Deutschland geltenden- Sicherheits- und Umwelt­
schutzanforderungen Voraussetzung für die Erteilung umwelt­
rechtlicher Genehmigungen sind. Für bestehende Anlagen und 
Einrichtungen trifft die Deutsche Demokratische Republik Re­
gelungen, die möglichst schnell zu entsprechenden Anforderun­
gen führen.

(3) Die Deutsche Demokratische Republik wird parallel zur 
Entwicklung des föderativen Staatsaufbaus auf Länderebene 
und mit dem Entstehen einer Verwaltungsgerichtsbarkeit das 
Umweltrecht der Bundesrepublik Deutschland übernehmen.

(4) Bei der weiteren Gestaltung eines gemeinsamen Umwelt­
rechtes werden die Umweltanforderungen der Deutschen De­
mokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland so 
schnell wie möglich auf hohem Niveau angeglichen und weiter­
entwickelt.

(5) Die Deutsche Demokratische Republik harmonisiert die 
Bestimmungen zur staatlichen Förderung von Umweltschutz­
maßnahmen mit denen der Bundesrepublik Deutschland.

K a p i t e l  I V  

Bestimmungen über die Sozialunion

Artikel 17

Grundsätze der Arbeitsrechtsordnung

In der Deutschen Demokratischen Republik gelten Koalitions­
freiheit, Tarifautonomie, Arbeitskampfrecht, Betriebsverfas­
sung, Unternehmensmitbestimmung und Kündigungsschutz 
entsprechend dem Recht der Bundesrepublik Deutschland; nä­
heres ergibt sich aus dem Gemeinsamen Protokoll über die Leit­
sätze und den Anlagen II und III.

Artikel 18 

Gnmdsätze der Sozialversicherung

(1) Diq Deutsche Demokratische Republik führt ein geglieder­
tes System der Sozialversicherung ein für das folgende Grund­
sätze gelten. '

1. Die Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversiche­
rung werden jeweils durch Selbstverwaltungskörperschaf­
ten des öffentlichen Rechts unter der Rechtsaufsicht des 
Staates durchgeführt.

2. Die Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversiche­
rung einschließlich der Arbeitsförderung werden vor allem 
durch Beiträge finanziert. Die Beiträge zur Renten-, Kran­
ken- und Arbeitslosenversicherung werden grundsätzlich je 
zur Hälfte von Arbeitnehmern und Arbeitgebern entspre­
chend den Beitragssätzen in der Bundesrepublik Deutsch­
land und zur Unfallversicherung von den Arbeitgebern ge­
tragen.

3. Lohnersatzleistungen orientieren sich an der Höhe der ver­
sicherten Entgelte.

(2) Zunächst werden die Aufgaben der Renten-, Kranken- und 
Unfallversicherung von einem gemeinsamen Träger durchge­
führt; die Einnahmen und Ausgaben werden getrennt nach den 
Versicherungsarten erfaßt und abgerechnet. Möglichst bis zum
1. Januar 1991 werden für die Renten-, Kranken- und Unfallversi­
cherung eigenständige Träger gebildet. Ziel dabei ist eine Orga­
nisationsstruktur der Sozialversicherung, die der in der Bundes­
republik Deutschland entspricht.

(3) In der Deutschen Demokratischen Republik kann für eine 
Übergangszeit die bestehende umfassende Sozialversiche­
rungspflicht beibehalten werden. Für Selbständige und freibe­
ruflich Tätige soll bei Nachweis einer ausreichenden anderweiti­
gen Sicherung eine Befreiung von der Sozialversicherungs­
pflicht vorgesehen werden. In diesem Zusammenhang wird die 
Errichtung von berufsständischen Versorgungswerken außer­
halb der Rentenversicherung ermöglicht.

(4) Lohnempfänger, deren Lohneinkünfte im letzten Lohnab­
rechnungszeitraum vor dem l.Juli 1990 einem besonderen 
Steuersatz gemäß § 10 der Verordnung vom 22. Dezember 1952 
über die Besteuerung des Arbeitseinkommens (GBl. Nr. 182
S. 1413) unterlagen, erhalten bis zum 31. Dezember 1990 zu ih­
rem Rentenversicherungsbeitrag einen Zuschuß bei einem Mo­
natslohn

- bis 600 Deutsche Mark in Höhe von 30 Deutsche Mark,

- über 600 bis 700 Deutsche Mark in Höhe von 20 Deutsche Mark,

- über 700 bis 800 Deutsche Mark in Höhe von 10 Deutsche Mark.

Lohneinkünfte aus mehreren Arbeitsverhältnissen werden zu­
sammengerechnet. Der Zuschuß wird dem Lohnempfänger vom 
Arbeitgeber ausgezahlt. Der Arbeitgeber erhält diese Aufwen­
dungen auf Antrag aus dem Staatshaushalt erstattet.

(5) Die Versicherungspflicht- und die Beitragbemessungs­
grenzen werden nach den Grundsätzen des Sozialversiche­
rungsrechts der Bundesrepublik Deutschland festgelegt.

Artikel 19

Arbeitslosenversicherung und Arbeitsförderung

Die Deutsche Demokratische Republik führt ein System der 
Arbeitslosenversicherung einschließlich Arbeitsförderung ein, 
das deo. Regelungen des Arbeitsförderungsgesetzes der Bundes­
republik Deutschland entspricht. Dabei haben Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik, wie berufliche Bildung und Um­
schulung, besondere Bedeutung. Belange der Frauen und Be­
hinderten werden berücksichtigt. In der Übergangsphase wird 
Besonderheiten in der Deutschen Demokratischen Republik 
Rechnung getragen. Die Regierungen beider Vertragsparteien 
werden beim Aufbau der Arbeitslosenversicherung einschließ­
lich Arbeitsförderung eng Zusammenarbeiten.

Artikel 20 

Rentenversicherung

(1) Die Deutsche Demokratische Republik leitet alle erforder­
lichen Maßnahmen ein, um ihr Rentenrecht an das auf dem 
Grundsatz dei Lohn- und Beitragsbezogenheit beruhende Ren-


